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Medienmitteilung 

 

Bundesbeschluss über das Nationalstrassennetz und deren Finanzierung 

 

Solothurn, 2. Juli 2013 – Der Regierungsrat hat zu den Verordnungsän-

derungen – als Folge des Bundesbeschlusses über die Nationalstrassen 

(Netzbeschluss) – Stellung genommen. Er bekräftigt in diesem Zusam-

menhang die Wichtigkeit und Dringlichkeit des Netzbeschlusses und un-

terstreicht seine Unterstützung der Preiserhöhung der Autobahnvignet-

te. 

 

Mit der Inkraftsetzung des Bundesbeschlusses über die Nationalstrassen (Netzbe-

schluss) sollen per 1. Januar 2014 Kantonsstrassen im Umfang von rund 400 km 

ins Nationalstrassennetz aufgenommen werden. Damit wird das Funktionieren 

des Nationalstrassennetzes als Rückgrat der strassenseitigen Verkehrserschlies-

sung der Schweiz optimiert. Mit dem Netzbeschluss entstehen dem Bund jährli-

che Mehrkosten in der Höhe von rund 300 Mio. Franken für den Betrieb, den 

Unterhalt und den Ausbau der zusätzlichen Nationalstrassenabschnitte. Die 

Mehrkosten sollen insbesondere durch die Erhöhung der Autobahnvignette auf 

100 Franken bzw. 40 Franken für eine Zweimonatsvignette finanziert werden. 

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn unterstützt die Preiserhöhung der Au-

tobahnvignette und damit die massgebliche „verursachergerechte“ Mitfinanzie-

rung der Mehrkosten durch die Autobahnbenutzer.  
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Mit dem Netzbeschluss verbunden sind die Änderungen des Bundesgesetzes 

über die Nationalstrasse (NSG) und des Nationalstrassenabgabegesetzes (NSAG) 

sowie der entsprechenden Verordnungen. Der Regierungsrat stimmt den Ver-

ordnungsänderungen im Wesentlichen zu. Punktuell regt er die Konkretisierung 

der Ausführungsbestimmungen an. 


